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Der vorliegende Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung
des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) sowie
anderer Vorschriften schafft es nicht, die geforderte Rechtssi-
cherheit der Vorschriften zur Information der Offentlichkeit zu
schaffen. Bereits in der Vergangenheit von verschiedenen Ge-
richten kritisierte Unklarheiten werden nicht oder unzureichend
richtiggestellt. Die Giberfalligen Anderungen in LFGB und Ver-
braucherinformationsgesetz (VIG) zur Veroffentlichung von
Kontrollergebnissen der LebensmittellUberwachung werden
ebenfalls nicht vorgenommen.

Der vzbv fordert den Gesetzgeber auf, hier nunmehr entschie-
den im Sinne der Transparenz und Verbraucherinformation ein
gerichtsfestes Gesetz zu schaffen.

Die Starkung der behdrdlichen Befugnisse der Lebensmittel-
Uberwachung sowie die starkere Bertcksichtigung der Rolle des
Handels mit Erzeugnissen unter Verwendung von Fernkommuni-
kationsmitteln begruf3t der vzbv ausdriucklich.

1. Anderung von Paragraph 40 und 40a LFGB
Information der Offentlichkeit

Eine Neuregelung der bislang in Paragraph 40 1a LFGB erfassten Vorschriften
zur Information der Offentlichkeit ist aus Sicht des vzbv uiberfallig. Die bishe-
rige Gesetzesgrundlage hat in der Praxis aufgrund verschiedener verwaltungs-
gerichtlicher Entscheidungen beziglich der Anwendbarkeit sowie der Rechts-
sicherheit von entsprechenden Veroffentlichungen kaum Anwendung gefun-
den.

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird Paragraph 40 1a LFGB gestrichen und
durch den neuen 8 40a ersetzt. Dieser hebt zwar einige Streitpunkte der Ver-
gangenheit auf, leistet jedoch bei weitem nicht in allen von Seiten der Verwal-
tungsgerichte gedulRerten Kritikpunkten Abhilfe.



So ist es den Kontrollbehérden nach dem erganzten Paragraph 40a mdoglich,
einen Hygieneverstol3 bekanntzumachen, ohne sich auf ein konkretes Lebens-
mittel zu beziehen. Dies war Gegenstand einer Reihe von verwaltungsgerichtli-
chen Entscheidungen?. Hier genligt in Zukunft die Nennung des Namens oder
der Firma des Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmens sowie des Betrie-
bes, in dem der Mangel aufgetreten ist, und sollte somit besser vor Gericht
durchsetzbar sein.

Der vzbv sieht jedoch an verschiedenen Stellen weiterhin erhebliche Mangel in
der Ausgestaltung des Paragraphen 40 a, die seine Gerichtsfestigkeit wesent-
lich einschranken:

So etwa die in Paragraph 40a Absatz 1 beibehaltene Bedingung ,.zweier unab-
hangiger Untersuchungen®. Gerichte sind in der Vergangenheit zu unter-
schiedlichen Bewertungen dahingehend gekommen, ob die vorgenommenen
Proben von zwei unterschiedlichen Laboratorien untersucht werden missen
oder nicht2. Der vorliegende Entwurf dient nicht zur Klarstellung und muss ein-
deutig formuliert werden. Der Text sollte so gefasst sein, dass kein gerichtli-
cher Erwagungsspielraum mehr bleibt.

Auch nimmt der Gesetzentwurf in Absatz 1 keine Spezifizierung der Formulie-
rung ,hinreichend begrindete(r) Verdacht” vor. Somit bleibt auch die Einschét-
zung, wann ein Verdacht hinreichend begriindet ist, weiterhin Auslegungssa-
che.

Zudem ist in Absatz 2 eine sogenannte Hartefallklausel enthalten, die der zu-
standigen Behorde erneut einen Ermessensspielraum beziglich einer Verof-
fentlichung gibt, falls eine Information der Offentlichkeit ,eine unbillige Harte
fur den betroffenen Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer begrinden
wurde.“ Hier ist davon auszugehen, dass Behorden nach wie vor aus Sorge
vor Klagen der Wirtschaft Misssténde nicht, beziehungsweise verzdgert, verof-
fentlichen und dem Recht der Verbraucher auf Informationen somit nicht ent-
sprochen wird. Es bedarf daher einer gesetzlichen Klarstellung, wann eine
»=unbillige Harte" vorliegt. Diese muss zudem unbedingt ins Verhaltnis zum
Verbraucherschaden gesetzt werden.

1 Entsprechende Entscheidungen sind etwa:

Beschluss des VG Trier vom 28.11.2012, Az: 1 L 1339/12

Beschluss des VG Minchen vom 03.12.2012, Az: M 18 E 12.5736

2 Siehe Beschluss des VG Gelsenkirchen, Az: 19 L 1452/12 und Beschluss des OVG
Lineburg, 13 ME 18/13.
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Weiterhin im Gesetzentwurf enthalten ist die Voraussetzung eines erwarteten
Bul3gelds in H6he von mindestens 350 Euro, welche in der Vergangenheit
ebenfalls keinen Bestand vor Gericht hatte®. In Ermangelung eines einheitli-
chen Buf3geldkatalogs liegt die Entscheidung Uber die Hohe von Bul3geldern
im Ermessen der Uberwachungsbehérden und bleibt somit vor Gericht angreif-
bar. Es bedarf daher eines verbindlichen Bul3geldkatalogs beziehungsweise
der Findung eines objektiven Strafmal3stabs, der vor Gericht Bestand hat.

Des Weiteren werden in Absatz 1 Satz 2 und 3 erstmals die Unterschreitung
von Mindestwerten, Mindestgehalten oder Mindestmengen sowie das Vorkom-
men nicht zulassiger Stoffe als Grund fir eine Information der Offentlichkeit
genannt. Dies ist im Sinne der Verbraucher und daher zu begrif3en. Allerdings
bedarf es auch hier einer Spezifizierung, um zu gewahrleisten, dass die Vor-
schriften gerichtsfest sind und zur Anwendung kommen.

Der neu geschaffene Paragraph 40a fuhrt also an diversen Stellen nicht zur
beabsichtigten Klarstellung bezlglich der gerichtlichen Bedenken. Der vzbv
fordert das BMEL daher auf, die bestehenden Mangel im Paragraph 40a Ent-
wurf-LFGB zu beseitigen, entsprechende Klarstellungen vorzunehmen und so
endlich eine gerichtlich durchsetzbare Grundlage zur Starkung der Informati-
onsrechte von Verbrauchern zu schaffen.

Veroffentlichung von Kontrollergebnissen

Der vzbv fordert die Bundesregierung auf, die bestehenden Regelungen in
LFGB sowie im Verbraucherinformationsgesetz (VIG) so auszugestalten, dass
die Bereitstellung und Aufbereitung von relevanten Kontrollergebnissen der
Lebensmittelliberwachung fur Verbraucherinnen und Verbraucher in unmittel-
bar zuganglicher und leicht verstandlicher Form zur Anwendung gebracht wer-
den kann.

Warnung der Offentlichkeit

In Paragraph 40 Absatz 1 Satz 1 bis 3 nimmt der vorliegende Gesetzentwurf
durch sprachliche Anderungen eine Reihe verwaltungsrechtlicher Scharfungen
bezuglich der Warnung der Offentlichkeit vor. Dies ist zu begriiRen, da so den
zustandigen Behdérden eindeutigere Handlungsanweisungen zur Warnung der
Offentlichkeit gegeben werden.

3 Vergleiche VG Miinchen 03.12.2012 M 18 E 12.5736: Gericht stellte nachvollzieh-
bare Begriindung des ausgesprochenen BulR3geldes in Frage.
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Der vzbv kritisiert, dass den Kontrollbehdrden in Absatz 2 zusatzlicher Ermes-
sensspielraum dahingehend eingerichtet wird, ob sie die Offentlichkeit infor-
mieren oder nicht. VersttRe gegen gesundheitliche Vorschriften ziehen ein
groRes Informationsinteresse der Offentlichkeit nach sich, weshalb eine
Abwéagung gegen andere Belange nicht angemessen ist.

2. Behordliche Befugnisse in der Lebensmitteliberwachung

Der vzbv begrifdt die Schaffung eines gesetzlichen Rahmens zur Einrichtung
einer gemeinsamen Datenbank durch die Regelung in § 38 Absatz 8 des Ge-
setzentwurfs, der sicherstellt, dass gesammelte Daten der Uberwachungsbe-
horden der Bundeslander in einer zentralen Datenbank zusammengefihrt wer-
den kdnnen. Eine mdglichst hohe Beteiligung aller Bundeslander ist dabei fur
eine effektive Arbeit der Datenbank Voraussetzung. Daher spricht sich der
vzbv an dieser Stelle fur eine Soll- statt einer Kann-Bestimmung aus, die die
Lander verpflichtet, die jeweiligen Daten in die Datenbank einzuspeisen.

Auch die im § 44 Absatz 3 LFGB-Entwurf neu geschaffene Mdglichkeit der be-
hérdlichen Anordnung von bestimmten Formen und Fristen zur Ubermittlung
von Informationen ist zu begrifen.

3. Anpassung zur starkeren Berucksichtigung der Rolle des Han-
dels mit Erzeugnissen unter Verwendung von Fernkommunika-
tionsmitteln, insbesondere Internet

Die Vorgabe des neu eingeflgten Paragraphen 38b, dass die zustandigen Be-
horden im Falle einer Schnellwarnung solche Internetplattformen informieren,
die das Erzeugnis handeln, vor dem gewarnt wird, ist im Grundsatz zu begru-
Ben. Sie stellt zunachst eine Starkung des Schutzes der Verbraucher dar. Die
»Soll“-Bestimmung des vorliegenden Entwurfs sollte jedoch in eine Verpflich-
tung der Behodrden, die Diensteanbieter zu informieren, geandert werden.

Der vzbv begriuf3t auch die in Paragraph 43a geschaffene Méglichkeit, dass
zustandige Uberwachungsbehérden im Internet zum Verkauf angebotene Er-
zeugnisse zum Zweck einer Probenahme anonym bestellen. Dies war bislang
rechtlich nicht entsprechend abgesichert, und ist vor dem Hintergrund der
massiv steigenden Bedeutung des Internethandels und anderer Absatzwege
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wichtig, um eine wirksame Arbeitsweise der Uberwachungsbehdrden sicherzu-
stellen. Die bislang notwendige Offenlegung der behérdlichen Identitat kam ei-
ner angekundigten Kontrolle gleich, was gegen EU-Recht* verstoRt.

4. Aufhebung des Fettverfutterungsverbots

Der vzbv nimmt die Aufhebung des nationalen Verfutterungsverbots von tieri-
schem Fett an Nutztiere zur Kenntnis. Nach der wissenschaftlichen Neubewer-
tung eines durch die Verfutterung von Rinderfett ausgehenden BSE-Risikos
schlussfolgert das Bundesministerium fur Ernahrung und Landwirtschaft
(BMEL), dass ein Verfutterungsverbot nicht langer aufrechtzuerhalten, und so-
mit zu streichen ist.

Der vzbv unterstitzt in diesem Zusammenhang ausdricklich die vom Bundes-
institut fur Risikobewertung (BfR) im Rahmen der Neubewertung genannte
»=unabdingbare® Bedingung der konsequenten Unterbindung des Eintrags von
spezifiziertem Risikomaterial (SRM) in die Lebensmittelkette sowie die Fortset-
zung des BSE-Monitorings und Erfassung von BSE-Fallen®. Dartiber hinaus
darf nicht an der Beibehaltung des Futterungsverbots von tierischen Eiweil3en
gerittelt werden. All diese MalRBhahmen sind aus Sicht des gesundheitlichen
Verbraucherschutzes in Bezug auf die BSE-Pravention weiterhin unverhandel-
bar.

4Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber
amtliche Kontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittel-
rechts sowie der Bestimmungen Uber Tiergesundheit und Tierschutz

5 http://lwww.bfr.bund.de/cm/343/neubewertung-der-verfuetterung-von-tierischem-fett-
an-wiederkaeuer.pdf
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	noch immer keine Rechtssicherheit gewährleistet

